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Abstract

In the European Community, the problem-solving capacity of member states
has been reduced through legal rules of "negative integration" which preclude
national measures that could be interpreted as restrictions of free trade or dis-
tortions of competition. These rules are formulated and enforced within the
legal system, and without the need for political legitimation. By contrast, the
"positive integration" that is expected from the political institutions of the Com-
munity is suffering from increasingly serious problems of political legitimacy
and it continues to be constrained by very high consensus requirements in the
Council of Ministers. These affect primarily "process related" measures of Euro-
pean social policy and environmental policy, while agreement on "product
related" regulations is facilitated by the common interest of all member states
in gaining access to the larger European market. As a result of this asymmetry
between effective negative integration and constrained positive integration, the
process of European unification has reduced the capacity of governments at
all levels to impose social and ecological constraints on the capitalist economy.
The article discusses several options that could to some extent increase the
problem solving capacity of governments at the European and at the national
levels.

* * * * *

In der Europäischen Gemeinschaft wird die Problemlösungsfähigkeit der Mit-
gliedstaaten durch die Rechtsregeln der "negativen Integration" beschränkt,
welche nationale Maßnahmen ausschließen, die als Handelshindernisse oder
Wettbewerbsverzerrung interpretiert werden können. Diese Regeln werden
innerhalb des Rechtssystems formuliert und ohne Legitimationsprobleme effek-
tiv durchgesetzt. Dagegen leidet die von der europäischen Politik erwartete
"positive Integration" unter Legitimationsdefiziten und wird nach wie vor durch
hohe Konsenserfordernisse im Ministerrat begrenzt. Diese treffen in erster Linie
die "prozeßbezogenen" oder "standortbezogenen" Maßnahmen einer europäi-
schen Sozialpolitik oder Umweltpolitik, während bei den "produktbezogenen"
Regelungen das gemeinsame Interesse aller Mitgliedstaaten am Zugang zum
größeren europäischen Markt die Einigung erleichtert. Als Folge dieser Asym-
metrie zwischen effektiver negativer Integration und begrenzter positiver Inte-
gration hat die Politik in Europa heute im Vergleich zu den Nachkriegsjahr-
zehnten eine geringere Fähigkeit zur sozialstaatlichen und ökologischen Zivili-
sierung der kapitalistischen Ökonomie. Der Aufsatz erörtert Möglichkeiten einer
Steigerung der politischen Problemlösungsfähigkeit auf der europäischen wie
auf der nationalstaatlichen Ebene.
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I. Einleitung

Der Prozeß der europäischen Integration ist von einer fundamentalen Asym-
metrie geprägt, die der amerikanische Rechtswissenschaftler Joseph Weiler
(1981) als Dualismus von supranationalem europäischem Recht und intergou-
vernementaler europäischer Politik charakterisiert hat. Diese Beschreibung ist
zutreffend, und Weiler hat wohl auch recht, wenn er den Politikwissenschaft-
lern vorwirft, daß sie sich viel zu lange auf die Analyse intergouvernementaler
Verhandlungen in der Europäischen Gemeinschaft beschränkt und die richter-
rechtliche Durchsetzung einer dem nationalen Recht übergeordneten und un-
mittelbar geltenden europäischen Rechtsordnung nicht zur Kenntnis oder jeden-
falls nicht ernst genug genommen hätten (Weiler 1994). Das Versäumnis ist vor
allem deshalb gravierend, weil uns dadurch auch die politisch höchst bedeutsa-
me Parallelität zwischen dem Weilerschen Dualismus und dem für Politologen
geläufigeren Gegensatz zwischen "negativer" und "positiver Integration" (Taylor
1983) nicht deutlich werden konnte. Gemeint ist damit die Unterscheidung
zwischen der zur Herstellung des freien Binnenmarktes notwendigen Beseiti-
gung nationaler Handelshindernisse und Wettbewerbsbeschränkungen und
einer positiv gestaltenden Politik der Europäischen Gemeinschaft.

Von der Supranationalität des Europarechts profitiert vor allem die negative
Integration, deren Grundregeln schon in den Römischen Verträgen niedergelegt
wurden, und die auf dieser Basis durch Einzelentscheidungen der Europäischen
Kommission und die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs1 ohne
politisches Aufsehen und jedenfalls ohne politischen Widerstand vorangetrieben
werden konnte. Maßnahmen der positiven Integration waren und sind dagegen
in der Regel auf die Zustimmung der nationalen Regierungen im Ministerrat
angewiesen und damit allen Hemmnissen der intergouvernementalen europäi-
schen Politik unterworfen. Dieser grundlegende institutionelle Unterschied
reicht aus, um die häufig beklagte Asymmetrie zwischen negativer und positi-
ver Integration in der EG-Politik (Kapteyn 1991; Merkel 1993) zu erklären.

1 Rehbinder und Stewart (1984: 7) unterscheiden "positive efforts" von der "Negati-
ve commerce clause"-Doktrin, die sie allerdings auf gerichtliche Interventionen
gegen gliedstaatliche Handelshindernisse beschränken. Sie verwenden also statt
einer analytischen Definition eine institutionelle Abgrenzung, die m.E. der empi-
rischen Varianz nicht gerecht wird.
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Die negative Integration ist auf Marktöffnung und Wettbewerbsgleichheit ge-
richtet. Sie beschränkt also die Handlungsmöglichkeiten der nationalstaatlichen
Politik, die bei der Verfolgung eigener Zwecke nicht länger Mittel einsetzen
kann, welche den freien Waren-, Personen-, Dienstleistungs- oder Kapitalver-
kehr zwischen den Mitgliedstaaten behindern oder den Wettbewerb im gemein-
samen Markt verfälschen könnten. Dieser Verlust an nationaler Handlungs-
fähigkeit kann wegen der hohen Konsenserfordernisse im Ministerrat nicht
vollständig durch eine europäische Politik der positiven Integration kompensiert
werden. Im Ergebnis verschiebt sich dadurch die Balance zwischen kapitalisti-
scher Ökonomie und demokratisch legitimierter Politik, die sich in den Nach-
kriegsjahrzehnten in den westeuropäischen Sozialstaaten herausgebildet hatte.

II. Die politische Ökonomie der negativen Integration

Nach dem Zweiten Weltkrieg hatten die westeuropäischen Industrieländer die
Chance, auf nationaler Ebene jeweils eigene - schwedische, österreichische,
britische oder bundesdeutsche - Modelle der "mixed economy" zu gestalten,
die auf unterschiedliche Weise die Effizienz der kapitalistischen Ökonomie
förderten, in Dienst nahmen und zugleich im Interesse sozialer, kultureller oder
ökologischer Ziele begrenzten (Scharpf 1987; Merkel 1993). Diese marktkorrigie-
rende und marktbegrenzende Politik war freilich nur insoweit mit kapitalisti-
schen Akkumulationsbedingungen vereinbar, wie die Nationalstaaten (und die
nationalen Gewerkschaften) in den ersten Nachkriegs-Jahrzehnten2 in der Lage
waren, die miteinander im Wettbewerb stehenden Unternehmen jeweils glei-
chen Bedingungen zu unterwerfen - so daß diese die höheren Kosten ohne
Gefährdung der Kapitalrendite an die Verbraucher weitergeben konnten. Im
Prinzip impliziert dies die Diskriminierung gebietsfremder Anbieter, die nicht
den gleichen Bedingungen unterworfen werden können. Wo diese Möglichkeit

2 Die Zeit vor dem ersten Weltkrieg und die zwanziger Jahre waren Perioden mit
weltweit offenen Kapitalmärkten, freiem Welthandel und hoher Krisentendenz
(Polanyi 1977/ 1944). Auf die beginnende Weltwirtschaftskrise reagierten die
wichtigen Industriestaaten mit Abwertung, Kapitalverkehrskontrollen, Importbe-
schränkungen und subventionierten Exporten. Die Folge war ein katastrophaler
Zusammenbruch der Weltwirtschaft. Nach dem zweiten Weltkrieg brauchte es
mehr als zwei Jahrzehnte, ehe der Welthandel wieder weitgehend liberalisiert
und die Kapitalmärkte der nationalen Kontrolle entzogen waren. Im Rückblick
erscheint diese Phase des langsamen Übergangs von den staatlich kontrollierten
"geschlossenen Nationalwirtschaften" zur unkontrollierbaren Weltwirtschaft als
(nicht stabilisierbares) Optimum eines zugleich ökonomisch vitalen und sozialpo-
litisch zivilisierbaren Kapitalismus.
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faktisch oder rechtlich ausgeschlossen wird, da schwindet auch die staatliche
und gewerkschaftliche Gestaltungsfreiheit, und es kommt zu einem Wettbewerb
der Produktions- und Investitionsstandorte, der alle Länder an Regelungen
hindert, welche die Produktionskosten der Unternehmen überdurchschnittlich
erhöhen oder die Rendite von Kapitalanlagen reduzieren könnten.

Das paradigmatische Beispiel dafür ist die Unfähigkeit der "progressiven" ame-
rikanischen Einzelstaaten, im ersten Drittel dieses Jahrhunderts ein Verbot der
Kinderarbeit durchzusetzen. Durch die "Negative-commerce-clause"-Rechtspre-
chung des Supreme Court daran gehindert, die Einfuhr von mit Kinderarbeit
produzierten Waren zu beschränken (Ehmke 1961), sahen sie sich wegen des
Standortwettbewerbs im integrierten nationalen Markt allesamt außerstande,
die Wettbewerbsfähigkeit der eigenen Unternehmen durch ein auf diese be-
schränktes Verbot der Kinderarbeit zu gefährden (Graebner 1977). Ebenso set-
zen aber auch die transnationale Integration der Märkte und insbesondere die
Vollendung des europäischen Binnenmarktes der bisher im nationalen Rahmen
möglichen und deshalb unterschiedlichen sozialpolitischen oder umweltpoliti-
schen "Zivilisierung" des Kapitalismus Grenzen und begünstigen stattdessen
die Konvergenz auf ein polit-ökonomisches Einheitsmodell, welches - wenn
sonst nichts geschieht - im Vergleich zur Praxis der Nachkriegsjahrzehnte in
allen Ländern auf eine generelle Verminderung des Anspruchsniveaus staatli-
cher Regulierung und gewerkschaftlicher Tarifpolitik hinauslaufen müßte.

Was stattdessen geschehen könnte, zeigt wiederum das amerikanische Beispiel.
Dort konnte das Verbot der Kinderarbeit nach der "Verfassungsrevolution" von
1937 schließlich durch die Politik auf Bundesebene durchgesetzt werden, und
auch in Europa hoffen zumindest Gewerkschaften und Umweltverbände und
die ihnen nahestehenden Parteien, daß der mit der negativen Integration ein-
hergehende Verlust nationaler Gestaltungs- und Problemlösungsfähigkeit durch
eine Politik der positiven Integration auf europäischer Ebene kompensiert wer-
den könnte. Diesen europäischen Hoffnungen steht jedoch die Asymmetrie
zwischen negativer und positiver Integration entgegen.

Die Notwendigkeit einer negativen Integration wird von keiner Seite ernsthaft
in Frage gestellt. Sie folgt aus der Grundentscheidung der vertragschließenden
Regierungen und der die Verträge ratifizierenden nationalen Parlamente für
einen "Gemeinsamen Markt", die ihren rechtlichen Ausdruck in den Bestimmun-
gen des primären Vertragsrechts zur Beseitigung tarifärer und nicht tarifärer
Handelsschranken und zum unverfälschten Wettbewerb gefunden hat. Nicht
ohne weiteres vorhersehbar war allenfalls die Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs zur unmittelbaren Geltung des Europarechts auch im Verhältnis
zwischen den Nationalstaaten und betroffenen Bürgern, und zu seinem Vorrang
vor den nationalen Gesetzen und Verfassungen. Die Frage, weshalb die nationa-
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len Regierungen dies ohne effektiven Widerstand hinnahmen, ist zu einem
interessanten Testfall für konkurrierende Ansätze der Integrationstheorie gewor-
den.3 Sie interessiert hier jedoch weniger als die Konsequenz, daß damit Kom-
mission und Gerichtshof die Möglichkeit erhielten, ohne Befassung des Rats4

die Reichweite der negativen Integration durch extensive Interpretation kon-
tinuierlich auszudehnen, während zur gleichen Zeit Maßnahmen der positiven
Integration nach dem Luxemburger Kompromiß durch das Veto jeder einzelnen
Regierung blockiert werden konnten.

Die politisch-ökonomische Bedeutung dieses institutionellen Unterschieds wird
deutlich durch den Vergleich mit der Lage unter nationalen Verfassungen.
Selbst in der Bundesrepublik, wo die neoliberale Theorie den größten Einfluß
auf die Verfassungsdiskussion gewonnen hat, wurde das Konzept einer "sozia-
len Marktwirtschaft" nicht als bloße Wettbewerbsordnung, sondern als Ver-
bindung des "Prinzips der Freiheit auf dem Markte mit dem des sozialen Aus-
gleichs" definiert (Müller-Armack 1956: 243). Überdies hat das Bundesverfas-
sungsgericht in ständiger Rechtsprechung gegen das Postulat einer neoliberalen
"Wirtschaftsverfassung" die Position der "wirtschaftspolitischen Neutralität des
Grundgesetzes" verteidigt. Die Wirtschaftsfreiheit ist hier also nur im Rahmen
der allgemeinen Gewährleistung der Grundrechte gegen Interventionen ge-
schützt, und die Ziele der Wettbewerbspolitik haben keinen höheren Rang als
alle anderen legitimen Zwecke des Gesetzgebers. Marktschaffende und markt-
korrigierende Maßnahmen sind hier also grundsätzlich von gleicher Legitimität
und haben - wie Kartellgesetzgebung und die kartellrechtliche Praxis zur Genü-
ge belegen - mit den gleichen Schwierigkeiten der Mehrheitsbildung und politi-
schen Durchsetzung zu kämpfen. Erst recht gilt dies für die anderen Mitglied-
staaten der Gemeinschaft, in denen das Verfassungsrecht die Wahlfreiheit der
demokratischen Politik generell weniger einschränkt als in der Bundesrepublik.

3 Garrett (1992) interpretiert die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs
("intergouvernemental") als "focal point" eines latenten Konsenses der Regierun-
gen, während Burley und Mattli (1993) durchaus gravierende Interessenkonflikte
registrieren, aber ("neofunktionalistisch") die weitgehende Immunität des Rechts-
systems gegenüber politischen Interventionen betonen. Ähnlich argumentiert
auch Weiler (1993; 1994).

4 Die negative Integration wurde und wird von der Kommission in erster Linie
durch "Entscheidungen" und "Richtlinien" gemäß Art. 89 und 90 EWGV sowie
durch "Aufsichtsklagen" gegen Vertragsverletzungen gemäß Art. 169 durchge-
setzt. Von mindestens gleicher praktischer Bedeutung ist die unmittelbare An-
wendung des Europarechts in regulären Rechtsstreitigkeiten vor den nationalen
Gerichten und die Möglichkeit von "Vorabentscheidungen" des EuGH gemäß
Art. 177 auf Vorlage eines nationalen Gerichts. Auch dafür bedarf es keiner
Beschlüsse des Ministerrats, und die nationalen Regierungen treten allenfalls als
Beklagte vor Gericht auf.
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Aus dem Text der Römischen Verträge und ihrer Entstehungsgeschichte geht
nicht hervor, daß die Gemeinschaft diese "Waffengleichheit" zwischen Wirt-
schaftsfreiheit und marktkorrigierender Intervention aufheben sollte (VerLoren
van Themaat 1987; Joerges 1991; 1994; v.d. Groeben 1992). Mit der richterrecht-
lich durchgesetzten Suprematie des Europarechts haben jedoch die Rechte der
einzelnen auf Teilnahme am grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehr und
die diesen Rechten korrespondierenden Einschränkungen der mitgliedstaatli-
chen Souveränitäten tatsächlich Verfassungsrang gewonnen (Mestmäcker 1994:
270), während die in den nationalen Verfassungen damit konkurrierenden wirt-
schafts- und sozialpolitischen Interventions- und Gestaltungsmöglichkeiten auf
der europäischen Ebene durch hohe Konsenserfordernisse behindert werden.5

Die institutionellen Bedingungen der europäischen Politik haben also in der
Tat Konsequenzen hervorgebracht, die weitgehend den Idealen einer neolibera-
len Wirtschaftsverfassung entsprechen - auch wenn deren Vertreter dieses
Ergebnis zunächst eher einer "List der Idee" denn einer legimitierten verfas-
sungspolitischen Entscheidung zugeschrieben haben (Müller-Armack 1964: 405).

Im Ergebnis jedenfalls garantiert die negative Integration in der Europäischen
Gemeinschaft die Freiheit der Märkte und den unverfälschten Wettbewerb,
während die nationale Politik rechtlich und die europäische Politik faktisch
kaum die Möglichkeit haben, die "Eigengesetzlichkeit des Ökonomischen" (Beh-
rens 1994) durch an anderen politischen Zwecken orientierte Interventionen
zu stören. Ein gutes Beispiel dafür ist die Verkehrspolitik, die zwar - neben der
Agrarpolitik - schon in den Römischen Verträgen zum positiven Aufgabenbe-
stand der Gemeinschaft geschlagen worden war, wo aber bisher in erster Linie
Maßnahmen der negativen Integration - beispielweise die Klage der Kommis-
sion gegen die deutsche Straßenbenutzungsgebühr für den LKW-Verkehr -
Erfolg hatten, während europaweite Regelungen zum Schutz der Umwelt und
der Verkehrssicherheit immer wieder an Interessenkonflikten im Ministerrat
scheiterten oder nur als Kompromiß auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner
beschlossen werden konnten (Apel 1994: 97-99).

5 Nach der Theorie der Wirtschaftsverfassung sollen allerdings die Gemeinschafts-
organe auch rechtlich gehindert sein, in der Verfolgung anderer Gemeinschafts-
ziele die Wirtschaftsfreiheit und Wettbewerbsgleichheit einzuschränken. Deshalb
wird die im Maastricht-Vertrag vollzogene Erweiterung des Aufgabenbestandes
der Union (z.B. Umweltschutz, Industriepolitik, soziale Kohäsion) kritisch bewer-
tet (Mestmäcker 1992; Behrens 1994). Zum Zwecke ihrer Einschränkung wird
postuliert, daß "die Rechte, die der EGV den einzelnen auf Teilnahme am grenz-
überschreitenden Wirtschaftsverkehr verliehen hat, ... durch Maßnahmen im
Dienste der neu begründeten Zuständigkeiten nicht geschmälert werden" dürfen
(Mestmäcker 1994: 286). Im Ergebnis käme man so zu Gemeinschaftszielen unter-
schiedlichen Ranges.
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III. Grenzen der positiven Integration

Während die negative Integration gewissermaßen hinter dem Rücken der Politik
von Kommission und Gerichtshof vorangetrieben werden kann, bedürfen Maß-
nahmen der positiven Integration der expliziten politischen Legitimation. Diese
konnte während der Geltung des Luxemburger Kompromisses aus der notwen-
digen Zustimmung aller nationalen Regierungen im Ministerrat abgeleitet wer-
den. Der Preis der Einstimmigkeit war die extreme Schwerfälligkeit und leichte
Blockierbarkeit der Entscheidungsverfahren. Das sollte durch die Einheitliche
Europäische Akte geändert werden, die 1986 nicht nur eine Radikalisierung
der negativen Integration, sondern auch erweiterte EG-Zuständigkeiten und
für die zur Vollendung des Binnenmarktes notwendigen Entscheidungen (aber
auch nur für diese) die Rückkehr zur qualifizierten Mehrheitsabstimmung
brachte. In der Tat sind seitdem, weil nun nicht mehr um die letzte Stimme
gefeilscht werden muß, die Entscheidungsverfahren beschleunigt worden (De-
housse/ Weiler 1990). Allerdings sind die Stimmenverhältnisse im Rat so austa-
riert, daß zwar einzelne Länder, nicht aber Ländergruppen mit einheitlichen
Interessen überstimmt werden können. Für die nicht zur Vollendung des Bin-
nenmarktes erforderlichen Beschlüsse gilt ohnehin weiter das Einstimmigkeits-
prinzip. Der Konsensbedarf bleibt für Maßnahmen der positiven Integration
also auch weiterhin sehr hoch.

Trotzdem hat die Gemeinschaft - und zwar nicht erst seit der Verabschiedung
der Einheitlichen Akte (Rehbinder/ Stewart 1984) - im Bereich des Gesundheits-
und Arbeitsschutzes, Umweltschutzes und Verbraucherschutzes eine rege Regu-
lierungstätigkeit entwickelt (Joerges 1991; Majone 1993), und dabei offenbar
durchaus ein hohes Schutzniveau erreicht (Eichener 1993; Voelzkow 1993; Héri-
tier et al. 1994). Wie läßt sich das mit den hier behaupteten Hindernissen der
positiven Integration vereinbaren?

Zur Erklärung bedarf es eines Rückgriffs auf die zugrundeliegenden Interessen-
konstellationen zwischen den im Ministerrat vertretenen Regierungen.6 Die

6 Ich beschränke mich hier auf die simpelste Form einer "intergouvernementalen"
Erklärung. Gewiß trifft es zu, worauf mehrere Kritiker und insbesondere Volker
Schneider mich hingewiesen haben, daß die tatsächlichen Interaktionsmuster
komplexer sind und neben den nationalen Regierungen mindestens die "suprana-
tionale" Kommission und die "subnational" organisierten ökonomischen Inter-
essen als Spieler in verbundenen Spielen einschließen. Ich will auch nicht aus-
schließen, daß man zur Erklärung mancher Entscheidungen die Komplexität des
Erklärungsmodells so weit, und vielleicht noch viel weiter, steigern muß. Aber
forschungspragmatisch spricht auch alles dafür, die Erklärungskraft einfacher
und deshalb transparenter Modelle so weit wie möglich auszuschöpfen. Für die
Relevanz des intergouvernementalen Ein-Ebenen-Spiels spricht immerhin die
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Existenz multipler institutioneller Vetopositionen reduziert generell die Hand-
lungsfähigkeit der Politik (Tsebelis 1994). Ob daraus aber Blockaden entstehen,
ist selbstverständlich abhängig von der faktischen Konstellation der Ziele und
Interessen der Beteiligten. Wo diese harmonieren ("pure coordination games"
oder wenigstens teilweise übereinstimmen ("mixed-motive games"), da sind
auch in Verhandlungssystemen mit hohem Konsensbedarf einhellige Entschei-
dungen möglich; nur wo die Interessen konfligieren, sind Entscheidungsblocka-
den wahrscheinlich, sofern es nicht gelingt, durch Ausgleichszahlungen oder
Koppelgeschäfte die Verluste der potentiellen Verlierer auszugleichen (Scharpf
1992b). Wenn also die positive Integration in Europa an unübersteigbare Gren-
zen stößt, dann müßten sich diese aus der Existenz fundamentaler Ziel- und
Interessenkonflikte zwischen den Mitgliedstaaten begründen lassen, die im
gegebenen institutionellen Rahmen der Union nicht durch Mehrheitsentschei-
dung geregelt werden können.

Solche Konflikte gibt es in der Tat, aber sie sind auch innerhalb des Bereichs,
der institutionell wie analytisch der positiven Integration zuzurechnen ist, kei-
neswegs überall gleich virulent. Um dies zu zeigen, konzentriere ich mich im
folgenden auf die regulative Politik der Gemeinschaft (vernachlässige also
sowohl die politische Zusammenarbeit als auch die gemeinsame Agrarpolitik
und die regionalpolitischen und technologiepolitischen Förderprogramme). Hier
kann man, wenn man von allfälligen ideologischen Differenzen in der Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik absieht, im allgemeinen davon ausgehen, daß
die nationalen Regierungen sich bei Abstimmungen im Ministerrat vor allem
an drei Kriterien orientieren - an der Übereinstimmung mit den jeweiligen
Routinen ihrer Verwaltungen, an den Absatz- und Beschäftigungsinteressen
ihrer Wirtschaft und - wo diese politisch aktiviert werden - an den Erwartungen
und Befürchtungen ihrer Wähler. Die außerordentliche Bedeutung des admini-
strativen Kriteriums ist durch die Untersuchungen von Adrienne Héritier und
ihren Mitarbeitern identifiziert worden (Héritier et al. 1994). Es erklärt Konflikte
auch zwischen Ländern, denen man im Hinblick auf die beiden anderen Krite-
rien durchaus gleichgerichtete Interessen zuschreiben könnte. Bei der nachfol-
genden Analyse werde ich jedoch auf die administrativen Interessen nicht
weiter eingehen und mich auf die ökonomischen (und gegebenenfalls politi-
schen) Kriterien konzentrieren.7

Tatsache, daß - was immer sonst noch passiert - die Zustimmung der nationalen
Regierungen im Ministerrat der kritische Engpaß im EG-Entscheidungsprozeß
geblieben ist.

7 Stärker differenzierende Analysen sind möglich und für Fallstudien auch un-
erläßlich; sie gelten aber jeweils nur für bestimmte Politikbereiche und bestimmte
Arten von Entscheidungen. So könnte man etwa für den Bereich der Umweltpoli-
tik in den ökonomisch hochentwickelten und ökologisch hochbelasteten Ländern
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Hier läßt sich die Grenze zwischen konsensfähigen und konflikthaften Kon-
stellationen näherungsweise bezeichnen durch die Unterscheidung zwischen
der Harmonisierung produkt- oder mobilitätsbezogener Regelungen auf der
einen und der Harmonisierung produktions- oder standortbezogener Regelun-
gen auf der anderen Seite.8 Im ersten Falle dominiert das gemeinsame ökono-
mische Interesse an europaweit einheitlichen Standards über die divergierenden
Interessen. Anders verhält es sich bei Regelungen des anlagen- oder produk-
tionsbezogenen Umweltschutzes und Arbeitsschutzes (Héritier 1993)9 und vor
allem bei sozialpolitischen Regelungen (Leibfried/ Pierson 1992; Lange 1992),
welche sich nicht unmittelbar auf die Eigenschaften der europaweit zu vermark-
tenden Produkte beziehen, aber die Produktionskosten der Unternehmen erhö-
hen würden. Gerade diese Art von "marktkorrigierenden" Regelungen, so hatte
ich eingangs argumentiert, stößt auf nationalstaatlicher Ebene wegen des zuneh-
menden Standortwettbewerbs im integrierten Binnenmarkt auf immer größere
faktische Hindernisse, und deshalb haben sich gerade hier große Hoffnungen
auf eine europäische Politik der positiven Integration gerichtet. Aber eben hier
stehen die divergierenden Interessen typischerweise so sehr im Vordergrund,
daß gemeinsame Standards entweder blockiert werden, oder nur durch teure
Ausgleichszahlungen oder Koppelgeschäfte konsensfähig gemacht werden
können. Der letztlich ausschlaggebende - und vorderhand nicht ausräumbare -
Grund für die Konflikthaftigkeit von produktions- oder standortbezogenen
Regelungen liegt in den extremen Unterschieden im ökonomischen Entwick-
lungsstand der Mitgliedstaaten.10

unterstellen, daß die Regierung gleichzeitig auf die Industrie (und die Beschäf-
tigten in der Industrie) und auf umweltbewußte Wähler Rücksicht nehmen muß,
während in den wenig entwickelten Ländern neben den Industrie- und Beschäf-
tigteninteressen der Widerstand der Verbraucher gegen preistreibende Umwelt-
vorschriften stärker ins Gewicht fällt. Selbstverständlich kommt es dabei immer
auf den Stellenwert der von einer Regelung betroffenen Branchen in der Produk-
tions- und Konsumstruktur des betreffenden Landes an.

8 Dem entspricht für Regulierungen im Umweltschutz die von Rehbinder und
Stewart (1984: 10) eingeführte Unterscheidung zwischen "product regulation"
und "process regulation".

9 Streeck (1993: 10) weist jedoch mit Recht darauf hin, daß auch scheinbar anlagen-
bezogene Regelungen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes ein Handelshinder-
nis auf dem Markt für Werkzeugmaschinen und Produktionsanlagen darstellen
können. Insoweit rechnet er auch sie zum "market making".

10 Für die Umweltpolitik stellen Rehbinder und Stewart (1984: 9) stattdessen auf
die Unterscheidung zwischen "polluter states" und "environmental states" ab.
Dies erscheint mir für die Erklärung des Abstimmungsverhaltens in Brüssel
weniger nützlich, weil die hochentwickelten Industrieländer zwar viel Umwelt-
verschmutzung produzieren, aber andererseits auch das stärkste Interesse an
einer europaweiten Verschärfung der Umweltschutzvorschriften haben.
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Die Gemeinschaft umfaßt nach der Süderweiterung Länder, die zu den ökono-
misch leistungsfähigsten der Weltwirtschaft gehören, und andere, deren Wirt-
schaft kaum das Niveau von Schwellenländern überschritten hat. Dieser Gegen-
satz findet seinen Ausdruck in hohen Unterschieden der (durchschnittlichen)11

Faktorproduktivität. Wenn also die ökonomisch weniger entwickelten Länder
im europäischen Binnenmarkt trotzdem wettbewerbsfähig sein wollen, dann
müssen auch die Faktorkosten der dort produzierenden Unternehmen - also
insbesondere die Lohn- und Lohnnebenkosten und die Umweltkosten - ent-
sprechend geringer sein. Deshalb liegen die industriellen Arbeitskosten in Por-
tugal oder Griechenland auch nur bei einem Sechstel bzw. einem Viertel der
deutschen,12 und ähnliche Unterschiede gibt es in den Sozialleistungssystemen
(Sieber 1993; Ganslandt 1993) und beim Umweltschutz (Fröhlich 1992).

Wenn aber nun diese Kosten durch die Harmonisierung von Sozialleistungen
oder Umweltvorschriften dem Niveau der hochproduktiven Länder angenähert
würden, dann liefe dies - gerade so, wie nach dem Beitritt der DDR in Ost-
deutschland geschehen - auf eine massive De-Industrialisierung und Arbeits-
platzvernichtung hinaus. Je mehr die Unternehmen dem internationalen Preis-
wettbewerb ausgesetzt sind,13 desto weniger können verantwortliche Politiker
in den ökonomisch weniger entwickelten Ländern kostentreibenden Harmoni-
sierungs-Initiativen zustimmen14 - insbesondere da, anders als im Verhältnis
zwischen Westdeutschland und Ostdeutschland, die reichen EU-Länder gewiß
nicht bereit (oder auch nur in der Lage) wären, die industrielle Katastrophe
durch massive Transferzahlungen zu kompensieren. Nicht besser stünde es,
wenn sozialpolitische oder umweltpolitische Maßnahmen nicht von den Unter-
nehmen, sondern vom Staat durch höhere Einkommen- und Konsumsteuern

11 Selbstverständlich gibt es auch in Portugal oder Griechenland (ebenso wie in
Ostdeutschland - Hank 1994) "Inseln" überdurchschnittlicher Produktivität, ins-
besondere in den Zweigwerken der multinationalen Unternehmen.

12 Nach Erhebungen des schwedischen Arbeitgeberverbandes SAF differierten 1993
die Gesamtkosten einer Arbeitsstunde in der Industrie zwischen 33 skr in Portu-
gal, 56 skr in Griechenland und 204 skr in Deutschland (Kosonen 1994).

13 Die Intensität des Preiswettbewerbs variiert selbstverständlich zwischen den
Sektoren. In der Landwirtschaft beispielsweise konkurrieren die "Südprodukte"
kaum mit den "Nordprodukten"; in der Wasserversorgung und bisher auch in
der Energieversorgung gibt es keinen internationalen Wettbewerb. Deshalb kann
es auch bei produktions- oder anlagenbezogenen Maßnahmen Fälle einer relativ
konfliktfreien Harmonisierung auf hohem Schutzniveau geben.

14 Es ist also nicht nur der Widerstand der Unternehmen, der einer europäischen
Sozialpolitik entgegensteht (Streeck 1993), sondern vor allem der Widerstand
der die Exit-Option des Kapitals antizipierenden Regierungen in den ökonomisch
schwächeren Staaten.
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finanziert würden. Solange die durchschnittlichen Einkommen im ärmsten EG-
Land weniger als ein Fünftel des Durchschnittseinkommens in den reichsten
Ländern erreichen, müssen Maßnahmen, die hier als unerläßlich gelten, dort
als unerschwinglich angesehen werden. So oder so müssen sich also die weni-
ger entwickelten EG-Länder gegen produktions- oder standortbezogene Maß-
nahmen wehren, die allenfalls dem Anspruchsniveau und der Zahlungsbereit-
schaft der Bürger in den reichen Ländern entsprechen - und die Verfassung
der Europäischen Union gibt ihnen ein Veto gegen solche Initiativen.

Die in der Literatur hervorgehobenen Erfolge einer europäischen Harmonisie-
rung "auf hohem Niveau" beziehen sich deshalb in erster Linie auf die produkt-
bezogenen Standards des Gesundheitsschutzes, Arbeitsschutzes, Umweltschut-
zes und Verbraucherschutzes. Gewiß gibt es auch hier zwischen den Ländern
unterschiedliche Präferenzen, denn schon im Hinblick auf die Zahlungsfähigkeit
ihrer Verbraucher müssen die ärmeren Länder weniger anspruchsvolle Stan-
dards bevorzugen als die reichen Länder. Keinen Unterschied gibt es jedoch
hinsichtlich der Wünschbarkeit gemeinsamer europaweiter Standards. In spiel-
theoretischer Formalisierung haben wir es hier also mit einer Variante des
"Battle of the Sexes" zu tun (Abbildung 1).15

Reiche Länder

hoch niedrig

Arme

hoch

niedrig

2

3

1

1

(NE)

1

1

(NE) 3

2Länder

Abbildung 1: Präferenzen für hohe/ niedrige europaweite Standards bei produktbe-
zogenen Regelungen. Bei Nicht-Einigung (NE) kommt es nicht zu
einem gemeinsamen Standard.

15 Unterstellt wird, daß für die reichen Länder gemeinsame und hohe Standards
die beste Lösung (3) wären, während die armen Länder gmeinsame und niedrige
Standards bevorzugen würden. Für beide wäre aber die bei Nicht-Einigung zu
erwartende Fortdauer national unterschiedlicher Standards das am wenigsten
attraktive (1) Ergebnis.
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Die Einigung erscheint hier möglich, weil die fortdauernde Existenz national
unterschiedlicher Anforderungen und Zulassungsverfahren die Produzenten
in allen Ländern behindern und dem Zweck des größeren Marktes zuwiderlau-
fen würde. Da überdies entsprechend Art. 36 und Art. 100 A, Absatz 4 die
reichen Mitgliedstaaten die Möglichkeit hätten, anspruchsvollere Regelungen
im Alleingang durchzusetzen, erscheint es auch plausibel, daß die Harmonisie-
rungspolitik der Gemeinschaft bei den produktbezogenen Regelungen inzwi-
schen das in Art. 100 A, Absatz 3 angestrebte "hohe Schutzniveau" tatsächlich
auch oft erreicht (Eichener 1993). Anders wären ja die nationalen Handelshin-
dernisse nicht zuverlässig auszuschalten (Joerges 1994b). Insofern steht die
Harmonisierung produktbezogener Standards, auch wenn sie institutionell auf
positive Voten im Ministerrat angewiesen ist,16 funktional gesehen in der Nähe
der negativen Integration - man kann sie jedenfalls eher zu den "marktschaffen-
den" als zu den "marktkorrigierenden" Interventionen rechnen.

Während also bei den produktbezogenen Regelungen beide Seiten einen ge-
meinsamen Standard der bei Nichteinigung zu erwartenden Fortdauer des
ungeregelten Status Quo vorziehen, ist dies bei den produktions- oder stand-
ortbezogenen Regelungen nicht der Fall.17 Hier haben die reichen Länder eine
Präferenz für europaweite Standards auf hohem Anspruchsniveau, müßten aber
einheitliche (und verbindliche) Standards auf niedrigem Niveau ablehnen.18

Für die armen Länder dagegen kämen einheitliche Regelungen auf hohem
Anspruchsniveau der Vernichtung wenig produktiver Wirtschaftszweige gleich,
sofern diese in der nationalen Ökonomie eine Rolle spielen. Aber auch einheitli-
che Regeln auf niedrigem Anspruchsniveau wären unattraktiv, weil die wenig

16 Überdies profitiert die produktbezogene Standardisierung von Verfahrensinnova-
tionen, die den Konsensbedarf im Ministerrat dadurch minimieren, daß dort
lediglich Sicherheitsgrundsätze beschlossen werden, deren Konkretisierung dann
korporatistischen Gremien überlassen wird (Voelzkow 1993; Eichener 1993;
Scharpf 1993a).

17 Unterstellt wird dabei, daß die Mitgliedstaaten durch negative Integration daran
gehindert werden, ausländische Anbieter, die unter weniger belastenden Regulie-
rungen produzieren, vom heimischen Markt auszuschließen, durch Sonderabga-
ben zu belasten oder in anderer Weise (etwa bei der Vergabe von öffentlichen
Aufträgen) zu diskriminieren.

18 Die reichen Länder haben ein Interesse, ihr hohes Regulierungs-Niveau als all-
gemeine EG-Norm durchzusetzen (3); wenn das nicht geht, dann wäre zwar aus
der Sicht der Unternehmen die gemeinsame Regelung auf niedrigem Niveau die
zweitbeste Lösung. Für die Reaktion der Regierungen wird jedoch in der Regel
die negative Reaktion der Wähler auf Verschlechterungen des einmal erreichten
Schutzniveaus größeres Gewicht haben, so daß die reichen Länder die Fortdauer
national unterschiedlicher Regelungen (2) gegenüber (verbindlichen!) gemein-
samen Regeln auf niedrigem Niveau vorziehen werden (1).



16 MPIFG Discussion Paper 94/4

produktiven einheimischen Unternehmen dann dem verschärften Wettbewerb
deregulierter Konkurrenten aus den Ländern mit hoher Produktivität ausgesetz
würden. In spieltheoretischer Darstellung könnte die Interessenkonstellation
also etwa folgendermaßen charakterisiert werden (Abbildung 2):

Reiche Länder

hoch niedrig

Arme

hoch

niedrig

1

3

3

2

(NE)

3

2

(NE) 2

1Länder

Abbildung 2: Präferenzen für hohe/ niedrige europaweite Standards bei produk-
tionsbezogenen Regelungen. Bei Nicht-Einigung (NE) kommt es nicht
zu einem gemeinsamen Standard.

Noch deutlicher werden die Unterschiede zwischen beiden Konstellationen,
wenn die spieltheoretischen Auszahlungsmatrizen in verhandlungstheoretischer
Form dargestellt werden (Scharpf 1992b), wobei die jeweils von den armen und
den reichen Ländern präferierten Verhandlungslösungen (A und R) in Bezug
gesetzt werden zu dem bei Nicht-Einigung zu erwartenden Ergebnis (NE), bei
dem es zu einer europaweiten Regelung nicht kommt und die jeweiligen natio-
nalen Standards weiter gelten (Abbildung 3).

Bei den produktbezogenen Regelungen liegen sowohl die Ausgangs-Forderun-
gen beider Seiten (A und R) als auch alle zwischen diesen liegenden Kompro-
mißlösungen für beide Seiten oberhalb bzw. rechts vom Nicht-Einigungspunkt
(NE). Keine Seite wird es also auf ein Scheitern der Verhandlungen ankommen
lassen und einvernehmliche Regelungen sind deshalb im Prinzip zu erwarten.
Ganz anders die Situation bei den produktionsbezogenen Regelungen. Hier
gibt es keine Verhandlungslösung im nordöstlichen Quadranten, die für beide
Seiten besser wäre als der bei Nichteinigung fortdauernde Status Quo. Zwar
könnten die reichen Länder ihre Lage durch die Einführung europaweiter
Standards auf hohem Anspruchsniveau verbessern, aber diese Lösung würde
die Lage der ärmeren Länder so stark verschlechtern, daß sie gegen deren
Widerstand nur durch einseitigen Oktroi durchgesetzt werden könnte (für den
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die institutionellen Voraussetzungen fehlen). Da aus der Sicht der armen Länder

Arme Länder Arme Länder

Reiche LänderReiche Länder

NE NE

*A

*R

*A

*R

produktbezogene Standards produktionsbezogene Standards
    

Abbildung 3: Mögliche Verhandlungslösungen im Vergleich zur Nichteinigung (NE)
bei produktbezogenen und produktionsbezogenen europaweiten Stan-
dards. ("A" = Präferenz der armen, "R" = Präferenz der reichen Län-
der)

auch gemeinsame Standards auf niedrigem Niveau eine Verschlechterung be-
deuten würden, wäre eine Einigung hier allenfalls dann zu erwarten, wenn die
reichen Länder ausreichende Kompensation anbieten könnten und wollten.

IV. Handlungsfähigere europäische Politik?

Die Chancen einer aktiven, die Marktentwicklung gestaltenden und die Ver-
teilungsfolgen des Marktes korrigierenden Politik der positiven Integration sind
also nach wie vor gering. Dennoch haben der mit der Einheitlichen Europäi-
schen Akte vollzogene (und in seiner Reichweite eng begrenzte) Übergang zur
Abstimmung mit qualifizierten Mehrheiten und die Ausweitung des Kompe-
tenzkatalogs im Maastricht-Vertrag nach einer ziemlich langen Schrecksekunde
eine öffentliche Debatte über die Legitimation europäischer Entscheidungen
ausgelöst, deren Ausgang noch keineswegs absehbar ist. In der Tat hat, obschon
immer nur wenige Länder im Ministerrat überstimmt werden können, die
europäische Politik mit der Einheitlichen Akte den (demokratietheoretisch



18 MPIFG Discussion Paper 94/4

ohnehin nicht sehr tragfähigen)19 Boden der durch die Zustimmung aller Re-
gierungen vermittelten indirekt-demokratischen Legitimation verlassen und
sucht nun nach tragfähigeren Legitimationsgrundlagen (v.d.Groeben 1992;
Weidenfeld 1994).

Die negative Integration hingegen ist von solchen Skrupeln nicht betroffen. Ihre
Legitimation kann sich weiterhin auf mehrere Varianten von rechtlichen Inte-
grationstheorien (Joerges 1994a) stützen - vom unreflektierten Legalismus der
europarechtlichen Praxis (Burley/ Mattli 1993) über die "Zweckverbandstheorie"
(Ipsen 1972) bis hin zu den Theoremen einer neoliberalen Wirtschaftsverfas-
sung, nach denen die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft durch die Verträge
(und insoweit ohne weiteren Rückgriff auf das Demokratieprinzip20) dazu
(und nur dazu) legitimiert wurde, die Öffnung der Märkte herzustellen und
den unverfälschten Wettbewerb zu garantieren (Behrens 1994).21 Faktisch geht
es also bei der nach der Ratifizierung der Einheitlichen Akte beginnenden und
im Kontext der Ratifizierung des Maastricht-Vertrages vollends virulent gewor-
denen Legitimationsdebatte immer nur um die positive Integration.

19 Ebenso wie in der deutschen, so geht auch in der europäischen Politikverflech-
tung die zwischen den Regierungen (und ihren Bürokratien) ausgehandelte
Politik an den gliedstaatlichen Parlamenten vorbei. An die Stelle parlamentari-
scher Kontrolle tritt also bestenfalls eine diffuse Generalverantwortung der Regie-
rungen gegenüber ihren Wählern, während die Verantwortung für spezifische
Maßnahmen immer durch den (völlig zutreffenden) Verweis auf die Verhand-
lungszwänge einer gemeinsamen Politik verweigert werden kann (Scharpf 1993a).

20 Behrens (1994: 89) kritisiert, daß der Vertrag von Maastricht der Gemeinschaft
nunmehr " ausdrücklich politische Kompetenzen" einräume, "denen andere Ziele
als die Marktintegration zugrundeliegen"... "Entscheidungen, die bisher der Ei-
gengesetzlichkeit des Ökonomischen überantwortet waren, werden künftig den
wenig transparenten politischen Abstimmungsverfahren der Gemeinschaftsorgane
unterworfen. Der Ruf nach einer neuen, nämlich demokratischen Legitimation
der Gemeinschaft ist daher nur konsequent... Demokratie...ist aber kein Substitut
für ökonomische Rationalität".

21 Auch Majones Plädoyer für die Anerkennung einer eigenständigen, auf professio-
nellen Sachverstand gestützten Legitimation unabhängiger Regulierungsbehörden
(Majone 1994a) muß sich in erster Linie auf die Aufgaben der negativen Integra-
tion oder jedenfalls auf die produktbezogene Regulierung beziehen. Es beruht
auf der Unterscheidung zwischen Effizienzproblemen (deren Lösung durch
Sachverstand legitimiert werden kann) und Verteilungsproblemen (deren Rege-
lung der demokratischen Legitimation bedarf (Majone 1993). Da aber aus den
oben erörterten Gründen bei marktkorrigierenden Interventionen Verteilungskon-
flikte nicht nur zwischen ökonomischen Interessen, sondern auch zwischen den
Mitgliedstaaten endemisch sind, hätte die Legitimation durch Sachverstand hier
keinen Platz.
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Wir haben in der Europäischen Union also die bemerkenswerte Situation, daß
die massive Beschränkung der nationalen Handlungskompetenzen durch die
Instrumente der negativen Integration so gut wie keine politische (und außer-
halb der Jurisprudenz auch kaum wissenschaftliche) Aufmerksamkeit findet,
während die ohnehin schwerfälligen und vielfach gehemmten Prozeduren der
positiven Integration nun einer demokratietheoretischen Fundamentalkritik
ausgesetzt sind, die den weiteren Fortschritt der Integration in Frage stellt.
Wenn man daran etwas ändern will, dann müßte man im Sinne einer institutio-
nellen "Vertiefung" zugleich die Handlungsfähigkeit der europäischen Politik
und ihre demokratische Legitimität22 verstärken. Vorschläge dazu liegen seit
langem vor, aber ihre Realisierung ist weiterhin wenig wahrscheinlich.

Die Handlungsfähigkeit der europäischen Politik könnte gewiß durch die Gene-
ralisierung und Erleichterung von Mehrheitsentscheidungen im Rat gesteigert
werden. Die beinahe gescheiterten Verhandlungen über die "Norderweiterung"
haben jedoch auch gezeigt, daß nicht einmal die Beibehaltung der gegenwärti-
gen Abstimmungsregeln gesichert ist, und daß weitergehende institutionelle
Veränderungen nach wie vor durch die "Politikverflechtungsfalle" verhindert
werden (Scharpf 1985). Normativ gesehen wären sie auch problematisch, wenn
nicht zugleich das Demokratiedefizit der Union abgebaut würde. Dies ist jedoch
keineswegs nur, wie oft unterstellt wird (Featherstone 1994), eine Frage der
formalen Verfassung oder gar nur der Mitwirkungsrechte des Europäischen
Parlaments. Auch die Legitimationskraft parlamentarischer Mehrheitsentschei-
dungen hängt von politisch-kulturellen Voraussetzungen ab, die oberhalb der
Ebene des Nationalstaats bisher nirgendwo erfüllt sind (Calhoun 1993; Dahl
1994), und von denen keineswegs sicher ist, daß sie in Europa in absehbarer
Zukunft entstehen können (Grimm 1992; Kielmansegg 1992; Scharpf 1992a und
1993b). Bisher jedenfalls ist die politisch-kulturelle Identität der Europäischen
Union schwach ausgebildet (Wilson/ Smith 1993), und es gibt weder europäi-
sche politische Parteien noch eine europäische öffentliche Meinung oder europa-
weite politische Diskurse und Willensbildungsprozesse - Voraussetzungen also,
die auf der nationalen Ebene als notwendige Bedingungen demokratischer

22 Der theoretische Hintergrund kann hier nur angedeutet werden (Scharpf 1970a).
Legitimationsbedarf entsteht dann, wenn Entscheidungen die Interessen oder
Präferenzen eines Teils der Betroffenen verletzen. Die EG hat sich bisher zu
einem erheblichen Teil auf "output-orientierte" Legitimität (für die es auf die
Gemeinwohl-Dienlichkeit der Ergebnisse und die Gerechtigkeit der Verteilung
von Leistungen und Lasten ankommt) stützen können; in dem Maße, wie die
Interventionen häufiger, spürbarer und ihre Verteilungsfolgen sichtbarer werden,
gewinnt aber die Frage nach der "input-orientierten" Legitimität (also nach der
potentiell einforderbaren demokratischen Verantwortung der Entscheidenden)
an Gewicht.
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Legitimation gelten. Immerhin könnten aber institutionelle Reformen die öffent-
liche Aufmerksamkeit wesentlich stärker auf die europäische Politik lenken und
so zur Reduzierung des Demokratiedefizits beitragen. In diese Richtung weisen
nicht nur die Forderungen auf Komplettierung der Mitentscheidungskompeten-
zen des Europäischen Parlaments im Prozeß der europäischen Gesetzgebung,
sondern vor allem der Vorschlag, den Kommissionspräsidenten (und die Mit-
glieder der Kommission auf Vorschlag des Präsidenten) unmittelbar durch das
Parlament wählen zu lassen (Weidenfeld 1994).

Die Wahrscheinlichkeit, daß derart weitgehende Schritte in Richtung auf eine
"institutionelle Vertiefung" der Gemeinschaft die notwendige Zustimmung aller
nationalen Regierungen und Parlamente finden könnten, ist freilich gering. Eher
sollte man damit rechnen, daß Weilers eingangs zitierte Diagnose vorderhand
Bestand haben wird, und daß die politischen Prozesse in der Gemeinschaft -
im Gegensatz zu den Prozessen der Rechtsanwendung und Rechtsfortbildung
durch Kommission und Gericht - auf absehbare Zeit den Charakter intergouver-
nementaler Verhandlungen behalten werden (Weiler 1994). Das bedeutet auch,
daß im Ministerrat Entscheidungen zur aktiven Integration nicht nur durch
Richtungskonflikte zwischen Wirtschaftsliberalen und Interventionisten ge-
bremst werden, sondern auch durch die divergierenden ökonomischen Inter-
essen und Verteilungskonflikte zwischen den Mitgliedstaaten, die nach einer
möglichen "Osterweiterung" noch ungleich schwerer (manche meinen sogar:
überhaupt nicht - Deubner 1994) auszugleichen wären. Kurz: Von der politi-
schen Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft darf man wohl auch künftig nicht
allzuviel erwarten - und die Kommission wird deshalb gut daran tun, auch
weiterhin nach Entscheidungsverfahren und Koordinationstechniken zu suchen,
die den Konsensbedarf im Ministerrat minimieren können (Scharpf 1993a).

Erwägenswert wäre dabei auch eine Variante der Konzepte eines "Europa mit
zwei Geschwindigkeiten" oder "Europa mit variabler Geometrie", die soweit
ersichtlich noch nicht in die Diskussion über institutionelle Reformen der Ge-
meinschaft einbezogen worden ist. Wenn und soweit die Konsensschwierigkei-
ten der positiven Integration sich aus Interessenkonflikten zwischen ökonomisch
hochentwickelten und weniger entwickelten Mitgliedstaaten herleiten lassen,
könnte die explizite Vereinbarung unterschiedlicher Standards einen Ausweg
bieten. Dann könnten die reichen Länder untereinander sich auf anspruchsvolle
Regelungen festlegen, die ihren eigenen Umweltproblemen gerecht werden und
ihre sozialpolitischen Errungenschaften gegen die Versuchung der kompetitiven
Deregulierung23 absichern, während die weniger entwickelten Länder eben-

23 Im geltenden Europarecht können zwar nationale Regulierungen und Beihilfen
als wettbewerbsverzerrend unterbunden werden; die Gewinnung von Wettbe-
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falls gemeinsame Standards auf niedrigerem Anspruchsniveau beschließen
könnten.

Dahinter steht die Überlegung, daß es immer noch eine verhältnismäßig stabile
internationale Arbeitsteilung zwischen den hochentwickelten und den weniger
entwickelten Ländern gibt, bei der erhebliche Kostennachteile durch ebenso
erhebliche Produktivitätsvorteile kompensiert werden, und daß deshalb der
für marktkorrigierende Interventionen schädliche Standortwettbewerb in erster
Linie zwischen Ländern mit annähernd gleichem Produktivitätsniveau statt-
findet. Durch die verbindliche Festlegung unterschiedlicher Standards könnte
also der Deregulierungswettlauf zwischen den reichen Ländern mit hohem
Regulierungsniveau unterbunden werden. Zugleich könnten die ärmeren Län-
der sich aus einer Sitution befreien, in der sie durch die Unterbietungskonkur-
renz untereinander von einer Erhöhung ihres Regulierungsniveaus abgehalten
werden - und sie können dies erreichen, ohne dadurch ihre Wettbewerbsfähig-
keit gegenüber den reichen Ländern zu zerstören. Im Zuge ihrer wirtschaftli-
chen Entwicklung könnte dieser "untere" Standard dann schrittweise angehoben
und dem "oberen" angeglichen werden. Da es hier definitionsgemäß um pro-
duktionsbezogene und nicht um produktbezogene Regulierungen ginge, könnte
die Vereinbarung solcher Doppelstandards auch nicht als Handelshindernis
mit der Integration des Binnenmarktes in Konflikt geraten. Soweit ich sehe, sind
jedoch in der Diskussion über ein "Europa mit zwei Geschwindigkeiten" der-
artige Überlegungen bisher nicht explizit angestellt worden,24 während das
in ähnliche Richtung weisende Konzept eines "Europa der Relativitäten" immer-
hin schon diskutiert wird. Es impliziert, daß überall dort, wo dies möglich und
sinnvoll ist, EG-einheitliche Regelungen nicht durch absolute, sondern durch
relative Maßstäbe, die den jeweiligen Entwicklungsstand berücksichtigen, defi-
niert werden. Beispielsweise könnte so das in jedem Land zu erzielende Auf-
kommen einer EG-weiten Umweltsteuer als ein Prozentsatz des jeweiligen
Brutto-Inlandsprodukts festgelegt werden, so daß die andernfalls zu erwartende
überproportionale Belastung der weniger entwickelten Länder vermieden wer-
den kann (v. Weizsäcker 1989). Ähnliche Konzepte werden auch im Hinblick
auf eine europäische Sozialpolitik diskutiert.25

werbsvorteilen durch kompetitive Deregulierung ist dagegen zulässig.

24 Adrienne Héritier hat mich darauf hingewiesen, daß die derzeit im Ministerrat
behandelte "Integrated Pollution Control Directive" insofern einen Schritt in die
hier angedeutete Richtung bedeute, als hier nur die regionalen Luftqualitäts- (d.h.
Emissions-)Grenzwerte vereinheitlicht werden sollen, während die Festlegung
von Emissions-Grenzwerten den Mitgliedstaaten überlassen bleiben würde. Als
Ergebnis wären unterschiedlich strenge Emissionswerte zu erwarten.

25 Den Hinweis verdanke ich Stephan Leibfried.
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V. Schutz nationaler Handlungsspielräume?

Derartige Aushilfen sollten genutzt werden. Aber auch sie werden die hohe
Konsensabhängigkeit der europäischen Politik nicht wesentlich reduzieren
können. Deshalb kommt es für die künftige Entwicklung in Europa auch darauf
an, die Handlungsfähigkeit der Politik in den Mitgliedstaaten so wenig wie
möglich zu beschneiden. Der Maastricht-Vertrag hat versucht, dem durch die
explizite Verankerung des Subsidiaritätsprinzips Rechnung zu tragen. Dieser
Versuch wird generell skeptisch beurteilt - einmal weil man mit Blick auf die
Entscheidungspraxis des amerikanischen Supreme Court und des deutschen
Bundesverfassungsgerichts die Justiziabilität entsprechender Normen bezweifelt,
zum anderen weil die Norm selbst mit ihrem unklaren Bezug auf die Kriterien
der Effektivität und Effizienz auch einem zur Anwendung entschlossenen Ge-
richt wenig Handhaben zur Beschränkung der Ausübung europäischer Rege-
lungskompetenzen böte (Dehousse 1993). Jedenfalls für die nach langen Ver-
handlungen im Ministerrat beschlossenen Förderprogramme, Verordnungen
und Richtlinien der Gemeinschaft erscheint die vertragliche Verankerung des
Subsidiaritätsprinzips praktisch fast bedeutungslos - die Regierungen hätten
ja kaum zugestimmt, wenn sie nicht mit großer Mehrheit davon überzeugt
gewesen wären, daß "die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen auf
Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können" (Art. 3
B, Absatz 2) - und wie wollte ein Gericht die Interessen der Mitgliedstaaten
trotz dieser Zustimmung schützen wollen? Manche sehen deshalb in der Klau-
sel in erster Linie einen an die Ministerräte selbst gerichteten Appell zur Selbst-
beschränkung. Das wäre gewiß nicht unnötig, denn auch in der Europäischen
Union ist mit der im deutschen Föderalismus beobachteten Tendenz zur "Über-
verflechtung" zu rechnen, weil auch hier die Regierungen sich durch Verein-
barungen auf der zentralen Ebene der Kritik und Kontrolle ihrer eigenen Parla-
mente entziehen können (Scharpf 1985).

Aber die spürbarsten Einschränkungen der nationalen Handlungsfähigkeit
ergeben sich ja, so habe ich argumentiert, gar nicht aus den vom Rat auf Vor-
schlag der Kommission beschlossenen positiven EU-Entscheidungen; sie resul-
tieren vielmehr aus der negativen Integration, d.h. aus den die Öffnung der
Märkte und die Freiheit des Wettbewerbs sichernden Regeln der Römischen
Verträge und deren extensiver Interpretation durch die Kommission und den
Europäischen Gerichtshof. Dieser Prozeß wird nach der im Maastricht-Vertrag
gewählten Formulierung auch nicht von der Subsidiaritätsklausel erfaßt. Aber
auch wenn man die Formulierung ändern, und die dem Sinn der Subsidiarität
widersprechende Beschränkung auf "Bereiche, die nicht in ihre [der Gemein-
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schaft] ausschließliche Zuständigkeit fallen" streichen würde, könnte die Klausel
kaum weiterhelfen. Es kann ja überhaupt kein Zweifel daran bestehen, daß die
Ziele der Marktöffnung und der Beseitigung nationaler Wettbewerbshindernisse
"besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden können" - in der Tat können
sie nur auf dieser Ebene erreicht werden. Stattdessen geht es darum, den Ab-
solutheitsanspruch dieser Ziele zu relativieren und die verlorengegangene
Waffengleichheit gegenüber allen anderen legitimen Zielen der Politik wieder-
herzustellen. Dies kann von der Subsidiaritätsklausel nicht geleistet werden.

Wie es vielleicht geleistet werden könnte, zeigt gerade jenes Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs, das nach verbreiteter Meinung den stärksten Anstoß zur
Perfektionierung der negativen Integration gegeben hat. Die Entscheidung Cassis
de Dijon (120/78 ECR, 1979, 649) hat ja keineswegs eine unbedingte Pflicht der
Mitgliedstaaten zur "wechselseitigen Anerkennung" ihrer Entscheidungen über
die Zulassung von Produkten postuliert. Ehe die Bundesrepublik zur Markt-
zulassung des französischen Likörs, der aus Champagner Kir Royal macht,
verurteilt wurde, hatte das Gericht zunächst die Frage geprüft, ob die deutsche
Vorschrift, nach der Spirituosen mindestens einen Alkoholgehalt von 25% haben
mußten, irgendeinem plausiblen Zweck des Gesundheitsschutzes oder des
Verbraucherschutzes dienen konnte. Erst nachdem diese Frage mit einem über-
zeugenden Nein beantwortet war,26 konnte die deutsche Norm als Handels-
hindernis qualifiziert werden, das nicht durch einen der Schutzzwecke des Art.
36 des EWG-Vertrages legitimiert war.

Diese Vorschrift erlaubt Ausnahmen vom Verbot nicht-tarifärer Handelsbe-
schränkungen immer dann, wenn diese "aus Gründen der öffentlichen Sittlich-
keit, Ordnung und Sicherheit, zum Schutz der Gesundheit und des Lebens von
Menschen, Tieren und Pflanzen, des nationalen Kulturguts von künstlerischem,
geschichtlichem oder archäologischem Wert oder des gewerblichen oder kom-
merziellen Eigentums gerechtfertigt sind." Freilich dürfen derartige Maßnahmen
"weder ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung noch eine verschleierte
Beschränkung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten darstellen". Unter
den gleichen einschränkenden Voraussetzungen können nach der Einheitlichen
Akte verschärfte nationale Vorschriften zum Schutz der genannten Güter (er-
weitert um den Schutz der Arbeitsumwelt und den Umweltschutz) sogar dann
Bestand haben, wenn eine Harmonisierungsmaßnahme mit europaweit einheitli-
chen Standards beschlossen wurde (Art. 100 A, Absatz 4 und 5).

26 Die Bundesregierung hatte vor Gericht behauptet, gerade der zu geringe Alkohol-
gehalt erhöhe - wegen der geringeren Hemmschwelle - die Gefahr des Alkoholis-
mus (Alter/ Meunier-Aitsahalia 1994: 538f). Das dann noch näher liegende Ver-
bot von Bier und Wein wurde offenbar nicht erwogen.
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Bestimmte nationale Politikziele sollen also nach der erklärten Absicht der
Vertragsparteien schon jetzt nicht ohne weiteres den europäischen Zielen der
Marktintegration und Wettbewerbsgleichheit geopfert werden. Freilich legt die
Kommission - und mehr noch der Europäische Gerichtshof - bei der Prüfung
des diskriminierenden oder handelsbeschränkenden Charakters nationaler Vor-
schriften so strenge Maßstäbe an, daß der praktische Vorrang der negativen
Integration nicht gefährdet wird. Im Prinzip verfolgt die Kommission seit Cassis
eine konsequente Linie, nach der nicht-tarifäre Handelshindernisse entweder
(wie im Cassis-Fall selbst) für ungültig erklärt oder durch harmonisierte euro-
päische Regeln ersetzt werden müssen (Alter/ Meunier-Aitsahalia 1994). Separa-
te nationale Regelungen sollen so weit irgend möglich verhindert werden - was
auch erklärt, daß bei den produktbezogenen Regelungen tatsächlich ein "hohes
Schutzniveau" (Art. 100 A, Absatz 3) erreicht wird. Die von manchen befürch-
tete "Harmonisierung auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner" hätte ja nach
Absatz 4 des gleichen Artikels einzelnen Mitgliedstaaten den Erlaß anspruchs-
vollerer Sonderregelungen gestattet.

Freilich gilt all dies nur für die produktbezogenen Regelungen, und es gilt auch
nur zugunsten von nationalen Regelungen, welche den in Art. 36 und 100 A
genannten "polizeilichen" Schutzzwecken dienen - also gerade nicht für markt-
gestaltende und marktkorrigierende Maßnahmen mit verteilungspolitischer
Zielsetzung, die von der Standortkonkurrenz in erster Linie betroffen werden.
Wenn man daran etwas ändern wollte, dann müßte man den mit der Cassis-
Entscheidung begonnenen und mit der Einheitlichen Akte fortgesetzten Weg
ein gutes Stück weiter gehen - so weit mindestens, daß einerseits nicht nur die
in Art. 36 und 100 A genannten Schutzgüter, sondern alle legitimen gliedstaatli-
chen Aufgaben Berücksichtigung finden können, und daß andererseits die
Abwägung von der prinzipiellen Gleichrangigkeit zwischen diesen und dem
Ziel der Marktintegration auszugehen hätte. Das würde bedeuten, daß selbst-
verständlich nationale Regelungen keinen Bestand haben können, für die (wie
in der Cassis-Entscheidung unterstellt) keine plausible Ziel-Mittel-Verknüpfung
zu einem legitimen Staatsziel dargetan werden kann, oder die primär dem
illegitimen Zweck der wirtschaftlichen Diskriminierung gebietsfremder Anbieter
dienen.

Auf der anderen Seite könnten gliedstaatliche Regelungen aber nicht schon
dann unterbunden werden, wenn irgendein diskriminierender oder handels-
beschränkender Effekt nachgewiesen werden kann (wozu die Praxis des Ge-
richtshofs tendierte). Stattdessen käme es in diesem Falle auf die konkrete Ab-
wägung im Einzelfall an, wobei auf der einen Seite die Intensität der Wettbe-
werbs- oder Mobilitätsbeschränkung, auf der anderen Seite die Bedeutung der
Maßnahme für die Verwirklichung der gliedstaatlichen Ziele zu gewichten
wäre. Daß es dabei nicht allein auf das Urteil der betroffenen Regierung ankom-
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men kann, liegt auf der Hand - und die deutsche Reaktion auf den britischen
Rinderwahnsinn zeigt, wie unüberbrückbar die aus unterschiedlichen Problem-
sichten erwachsenden Konflikte zwischen den Staaten sein können. Sie werden
gewiß nicht geringer, wenn der Katalog der potentiell Wettbewerbshindernisse
legitimierenden Zwecke über die polizeilichen Schutzgüter hinaus auf andere
- ökologische, verteilungspolitische, mitbestimmungspolitische, standespoliti-
sche, kulturpolitische oder gesellschaftspolitische - Ziele erweitert wird. Aber
derartige Fragen müssen ohnehin beantwortet werden, wenn die vier Freiheiten
nun auch in "staatsnahen Sektoren" geltend gemacht werden, die bisher auf
höchst unterschiedliche Weise von der nationalen Politik gestaltet wurden
(Mayntz/ Scharpf 1994). Hätte eine rot-grüne Bundesregierung noch das Recht,
den Ausstieg aus der Kernenergie oder die Verlagerung des Güterverkehrs von
der Straße auf die Schiene zu betreiben? Wie wäre zu entscheiden, wenn nun
das gebührenfinanzierte öffentlich-rechtliche Fernsehen oder das deutsche
Gesundheitswesen mit seiner wettbewerbsfeindlichen Kombination von öffent-
lich-rechtlicher Zwangsversicherung und Versorgungsmonopol der niedergelas-
senen Kassenärzte von privaten Fernsehgesellschaften oder Health-Mainten-
ance-Organizations als Verletzung der Dienstleistungsfreiheit angegriffen wür-
den? Und wie schließlich steht es um das maximale Mobilitätshindernis der
deutschen beamtenrechtlichen Versorgung?

Die bisherige Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs ist auf derartige
Fragen nicht gut vorbereitet. Fixiert auf die Suprematie des Europarechts, hatte
sie eine starke Neigung zu Abwägungen nach dem Prinzip einer "lexikographi-
schen Ordnung", in der jede Verletzung eines gemeinschaftsrechtlich legitimier-
ten Zwecks Vorrang vor jeder Verletzung nationaler Zwecke hatte. Wenn diese
Tendenz überwunden werden soll, dann käme es darauf an, die Gegenpositio-
nen ebenfalls im Gemeinschaftsrecht zu verankern. Dem entspricht der Vor-
schlag, bei der bevorstehenden Weiterentwicklung der Unionsverfassung eine
duale Kompetenzstruktur zu etablieren, bei der nicht nur die Primärkompeten-
zen der Gemeinschaft, sondern auch die Primärkompetenzen der Mitgliedstaa-
ten im Vertragswerk selbst statuiert werden (Weidenfeld 1994; Scharpf 1991).

In einem früheren Aufsatz habe ich zur Erläuterung auf die Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts zur "Bundestreue" verwiesen, nach der Bund
und Länder gleichermaßen verpflichtet sind, in der Ausübung ihrer eigenen
Kompetenzen auf die Aufgaben der jeweils anderen Ebene Rücksicht zu neh-
men (BVerfGE 6, 309; 12, 205; 31, 314). Es wird also weder ein genereller Vor-
rang der Bundeskompetenzen noch die gegenständliche Trennbarkeit der Auf-
gaben oder Kompetenzbereiche unterstellt. Auf diesen letzten Punkt kommt
es deshalb an, weil gerade die negative Integration sich fast überall mit nationa-
len Kompetenzen überschneiden kann - die personelle Freizügigkeit mit der
nationalen Bildungs-, Ausbildungs- und Berufspolitik, die Dienstleistungsfrei-
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heit mit der nationalen Kulturpolitik und Gesundheitspolitik, die Kapitalver-
kehrsfreiheit mit der nationalen Steuerpolitik oder Einlagensicherungspolitik,
und die Wettbewerbsgleichheit mit der nationalen Regionalpolitik, Industrie-
strukturpolitik, Mitbestimmungspolitik oder Sozialpolitik. Kurz: die negative
Integration und das europäische Wettbewerbsrecht interferieren auf breitester
Front mit jenen Aspekten der "sozialen Regulierung", für welche die Mitglied-
staaten die primäre Verantwortung behalten haben und auf absehbare Zukunft
behalten müssen.

Diese Interdependenz der Regulierungs-Dimensionen läßt sich vernünftigerwei-
se nicht im Sinne eines Entweder-Oder auflösen. Weder können nationale und
subnationale Ziele ohne Rücksicht auf die Gemeinschaftsschädlichkeit der ge-
wählten Maßnahmen verfolgt werden, noch dürfen die Maximen der Marktöff-
nung und Wettbewerbsgleichheit um den Preis einer Desintegration sozialer
Ordnungen in den Mitgliedstaaten maximiert werden. Stattdessen geht es um
ein "Management der Interdependenz" zwischen nationalen und europäischen
Zuständigkeiten (Dehousse 1993), das in der vertikalen Dimension jene Spannun-
gen zwischen ökonomischen und sozialen Regulierungszwecken behandelt, die
im Nationalstaat in horizontalen Auseinandersetzungen zwischen den Ressorts,
im Kabinett und im Parlament geregelt werden. Die dafür maßgeblichen Krite-
rien hat Christian Joerges folgendermaßen formuliert:

Europäische Problemlösungen erfordern eine Kompatibilisierung integrations-
politischer und national-gesellschaftlicher Anliegen; sie werden zwischen einer
Perfektionierung der Harmonisierungspolitik und einem durch wechselseitige
Anerkennung vermittelten regulativen Wettbewerb hindurchsteuern müssen.
In dieser Perspektive wären die Dichotomien zwischen Europarecht und nationa-
lem Recht - gemeinschaftlicher Zuständigkeit und nationaler Souveränität, Supre-
matie und nationaler Verantwortung - als Konkordanzprinzipien neu zu definie-
ren. Die Gemeinschaft würde die Legitimität nationalen Rechts im Grundsatz
respektieren. Sie würde ... nur intervenieren, wenn wichtige Gemeinschaftsinter-
essen auf dem Spiel stünden. Sie würde die regulative Notwendigkeit einheitli-
cher rechtlicher Rahmenordnungen konkret rechtfertigen. (Joerges 1994a: 117)

Freilich lassen sich diese Maximen einer "autonomieschonenden" europäischen
Politik nur dann auf die Instrumente der negativen Integration ausweiten, wenn
auch die Mitgliedstaaten dazu gebracht werden können, ihre eigenen, legitimen
Zwecke mit möglichst "gemeinschaftsverträglichen" Mitteln zu verfolgen. Dies
ist, so habe ich argumentiert, die doppelte Stoßrichtung der deutschen Recht-
sprechung zum "bundesfreundlichen Verhalten" (Scharpf 1993a), und die politi-
sche Praxis von Bundestaaten wie den USA oder der Schweiz, die trotz voll-
endeter Wirtschaftseinheit mit verhältnismäßig wenig bundeseinheitlicher Regu-
lierung auskommen, sollten ein reichhaltiges Anschauungsmaterial für gemein-
schaftsverträgliche Regelungsformen auf der gliedstaatlichen Ebene liefern.
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Ob freilich das durch Richterrecht und Lehre gefestigte ordnungstheoretische
Paradigma der negativen Integration (Weiler 1994; Behrens 1994) allein durch
konzeptionelle Angebote und Anregungen aus dem Rechts- und Politikvergleich
verändert werden kann, mag bezweifelt werden. Deshalb könnte man immerhin
auch über politische Lösungen nachdenken, die im Prinzip der "Ministererlaub-
nis" des nationalen Kartellrechts nachgebildet werden könnten. Sie würden
darauf hinauslaufen, daß Mitgliedstaaten, deren Maßnahmen, geltende Regelun-
gen oder Regelungsabsichten als Vertragsverletzung angegriffen werden, den
Ministerrat anrufen können, der (durch Mehrheitsentscheidung) die Einstellung
des Verfahrens beschließen kann.27 Ähnliche Implikationen hat die in der US-
amerikanischen Rechtsprechung nach 1937 zu beobachtende Beschränkung der
"Negative-commerce-clause"-Doktrin. Zugleich mit der im Prinzip unbeschränk-
ten Ausweitung der Commerce-Kompetenz des Bundes hatte der Supreme
Court die Interventionen gegenüber einzelstaatlichen Regelungen reduziert,
solange diese nicht konkret mit einem Bundesgesetz konfligieren (Schwartz
1957). Im europäischen Kontext würde dies eine Verlagerung des Prüfmaßstabes
von dem hochabstrakten (und deshalb in besonderem Maße der richterrecht-
lichen Interpretation bedürftigen) primären auf das sekundäre Gemeinschafts-
recht bedeuten, für dessen wesentlich konkretere Formulierung der Ministerrat
die politische Verantwortung übernommen hat.

Hinter solchen Anregungen steht die Überlegung, daß der Sinn der europäi-
schen Integration, und insbesondere der negativen Integration nicht in der
Perfektionierung des Freihandels und der Maximierung von Konkurrenz liegen
kann - von Zielen also, die zwar der preisgünstigen Versorgung mit Konsumgü-
tern und damit der Steigerung der materiellen Wohlfahrt dienen, deren un-
eingeschränkter Vorrang vor allen anderen Werten aber nicht einmal in der
Ökonomie und gewiß nicht in der Politik allgemeine Zustimmung fände. Auf
breite Zustimmung kann dagegen eine Interpretation rechnen, nach der die
Römischen Verträge und jetzt die Europäische Union auf jeden Fall verhindern
sollen, daß die europäischen Staaten noch einmal (wie in den dreißiger Jahren)
der Versuchung erliegen, ihre internen Probleme auf Kosten ihrer Nachbarn
zu lösen. Dies ist aber im Kern ein politischer Maßstab, und deshalb wäre es
durchaus angemessen, wenn im Konfliktfall auch das politische Urteil dieser
Nachbarn - und nicht die Eigenlogik der autopoietischen Entfaltung wirtschafts-
rechtlicher Syllogismen - den Ausschlag gäben.

27 Ein Anknüpfungspunkt im geltenden Recht findet sich in Art. 76 des EG-Ver-
trages, nach dem bis zum Erlaß EG-einheitlicher Regelungen die Verkehrspolitik
der Mitgliedstaaten die Stellung ausländischer Verkehrsunternehmen nicht ver-
schlechtern darf, "es sei denn, daß der Rat einstimmig etwas anderes billigt".
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Dem kann man einen zweiten Gedanken hinzufügen: Die negative Integration
bedurfte jeder legitimatorischen Hilfestellung für durchgreifende Interventionen
und Kontrollen, solange es darum ging, die durch hohe tarifäre und nicht-tarifä-
re Barrieren geschützten und überregulierten nationalen Märkte überhaupt erst
für den grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehr zu öffnen und den allseits
zu erwartenden Rückfällen in den nationalen Protektionismus einen Riegel
vorzuschieben. Die unwidersprochene Ermächtigung der Kommission und des
Gerichtshofs zur Durchsetzung der negativen Integration kann deshalb durch-
aus als "Selbstüberlistung"28 der ihrer eigenen Willensschwäche bewußten (El-
ster 1979) europäischen Regierungen interpretiert werden. Nachdem nun aber
der Binnenmarkt in den Standortentscheidungen der Unternehmen und den
faktischen Verflechtungen der Lieferbeziehungen irreversible Realität geworden
ist, kann auch das europäische Wettbewerbsrecht und die Aufsicht der Kommis-
sion über die nationale Politik auf jenes normale Maß reduziert werden, das
innerhalb von reifen Bundesstaaten mit unangefochtener Wirtschaftseinheit als
ausreichend angesehen wird.

Einer solchen Normalisierung könnte die Politisierung der Aufsichtsentschei-
dungen durchaus dienlich sein. Aber selbst wenn es insoweit nicht zu einer
Vertragsänderung käme, hätte der Gerichtshof die Möglichkeit, seine "Negative-
commerce-clause"-Rechtsprechung zu mäßigen29 und sich bei der Verteidigung
des Gemeinsamen Marktes nunmehr in stärkerem Maß auf Konflikte mit dem
sekundären Gemeinschaftsrecht zu konzentrieren. Aus der Kombination einer
die gliedstaatliche Autonomie schonenden Entscheidungspraxis der Kommission
und einer die Maximen des judicial restraint auch gegenüber den Mitgliedstaa-
ten beherzigenden Rechtsprechung des Gerichtshofs könnte sich so der institu-
tionelle Rahmen für eine effektive europäische Mehrebenenpolitik entwickeln,
in der die von der weltwirtschaftlichen Verflechtung belassenen Handlungs-
potentiale beider Ebenen besser als bisher genutzt werden können.

28 Der Ausdruck und das Argument stammen von Dieter Freiburghaus.

29 Ansätze zu einer Einschränkung der "negative commerce clause"-Rechtsprechung
lassen sich in den neuesten Urteilen, auf die mich Christian Joerges aufmerksam
gemacht hat, durchaus entdecken - so etwa in der Rechtssache Keck (Neue Juri-
stische Wochenschrift 1994, 121), wo das französische Verbot des Wiederverkaufs
importierter Waren unter Einstandspreis mit einer Begründung aufrechterhalten
wurde, die stark an die frühere (aber nach 1937 als unpraktikabel aufgegebene)
US-amerikanische Regel erinnert, nach der Sachverhalte, die dem interstate com-
merce entweder vorausgehen oder nachfolgen, der einzelstaatlichen Regelung
vorbehalten bleiben sollten (Scharpf 1965: 325-351). Ein anderes Beispiel ist die
Rechtssache Bundesanstalt für den Güterfernverkehr (C-185/91, 17.11.93), wo
die Tarife im deutschen Straßengüterverkehr nicht als unzulässiges Kartell aufge-
hoben, sondern als staatliche Regulierung akzeptiert wurden. Zur Kritik an die-
sem Rückzug des EuGH: Reich (1994).
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VI. Sozialstaat in einem Lande?

Aber wieviel wäre damit gewonnen? Sofern nicht die (hier nicht weiter zu
erörternde) Option eines massiven europäischen Protektionismus gewählt wird,
könnte ja auch eine weniger weitreichende negative Integration im Binnenmarkt
nichts an der faktisch vollzogenen Europäisierung und der weitergehenden
Globalisierung der Märkte für Kapital, Waren und Dienstleistungen ändern -
und damit an der Beschränkung der nationalen Handlungsfähigkeit durch den
(in manchen Aspekten "ruinösen") Wettbewerb der Produktionsstandorte um
anlagewilliges Kapital und wettbewerbsfähige Unternehmen. Anders als in den
Nachkriegsjahrzehnten stehen deshalb Problemlösungen auf nationaler Ebene
immer unter dem Vorbehalt, daß sie die Rentabilität von Unternehmen (selbst-
verständlich unter Einbezug der produktivitätssteigernden Standortfaktoren
- Henzler 1993) nicht so stark belasten dürfen, daß die Kapitalrendite unter den
an konkurrierenden Standorten gebotenen Satz sinken würde. Wenn politische
Gestaltung unter solchen Bedingungen überhaupt eine Chance hat, dann jeden-
falls nicht mit den Strategien, mit denen in den fünfziger und sechziger Jahren
die europäischen Sozialstaaten ausgebaut werden konnten. Angesichts der
überall herrschenden Ratlosigkeit sollte allerdings die Suche nach neuen Lösun-
gen nicht durch rigide europarechtliche Barrieren noch zusätzlich frustriert
werden.

Aus dem bisher Gesagten läßt sich auch die Richtung erkennen, in der man
nach Lösungen suchen müßte: Im Kapitalismus hatten ja Staat und Gewerk-
schaften auch in den "goldenen" Nachkriegsjahrzehnten nicht die Freiheit, die
Exit-Optionen der Kapitalanleger zu ignorieren. Das hohe Niveau und die
Vielgestaltigkeit der westeuropäischen Sozialstaaten beruhte allein auf der
damals noch vorhandenen Fähigkeit der nationalen Politik, den miteinander
in Wettbewerb stehenden Unternehmen jeweils die gleichen Bedingungen auf-
zuerlegen. Nur weil alle Unternehmen in der Lage waren, die höheren Kosten
sozialpolitischer Maßnahmen über Preiserhöhungen auf die Konsumenten zu
überwälzen, ohne daß die Kapitalrendite geschmälert wurde, konnte die kapita-
listische Ökonomie im schwedischen Wohlfahrtsstaat oder in der deutschen
sozialen Marktwirtschaft ebenso florieren wie in den Vereinigten Staaten oder
in Japan mit ihrer minimalistischen Sozialpolitik. In allen Fällen wurde die zu
erwirtschaftende Mindestrendite eben nicht durch die staatliche Sozialpolitik
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oder die Lohnpolitik der Gewerkschaften bestimmt, sondern durch das auf den
Kapitalmärkten gebotene Realzinsniveau.30

Mit anderen Worten: auch zu den Hochzeiten des sozialdemokratisch-gewerk-
schaftlichen Aktivismus wurden die Kosten des Sozialstaats nicht von den
Kapitalanlegern, sondern immer von den Beziehern von Arbeitseinkommen
oder von den Konsumenten bezahlt. Wenn man dieses verteilungspolitische
"Unmöglichkeitstheorem" akzeptiert, dann reduziert sich der mit der "Entgren-
zung des Nationalstaats" eingetretene Verlust sozialpolitischer Gestaltungskom-
petenz auf die eher technische Frage31 nach der Wahl des primären Finanzie-
rungs-Modus. Während es in den ersten Nachkriegsjahrzehnten nicht darauf
ankam, ob Leistungen "in der ersten Runde" über Lohnnebenkosten und kosten-
trächtige Auflagen für die Unternehmen finanziert wurden oder über Einkom-
mens- und Konsumsteuern, macht dies in der globalisierten Wirtschaft und erst
recht im vollendeten Binnenmarkt einen großen Unterschied. Werden die Ko-
sten den Unternehmen aufgeladen, so können diese sie unter dem Druck aus-
ländischer Konkurrenten nun nicht mehr auf die Verbraucher überwälzen. Wird
die Belastung nicht durch Produktivitätssteigerung, Lohnverzichte oder Ab-
wertung ausgeglichen, so sinken die Unternehmensgewinne, und das internatio-
nal mobile Kapital sucht sich andere Anlagemöglichkeiten. Das Land, das die
Kosten seiner Unternehmen überdurchschnittlich erhöht, verliert dann Investi-
tionen und Arbeitsplätze. Dies ist die Logik des teils gefürchteten, teils herbei-
gewünschten "Wettbewerbs der Regulierungssysteme".

Der Standortwettbewerb verliert jedoch an Schärfe, wenn die Kosten des Sozial-
staats schon in der ersten Runde nicht den Unternehmen (und damit dem
hochmobilen Anlagekapital) aufgeladen, sondern über Steuern auf Einkommen
und Konsum finanziert werden. Dann bleiben die Unternehmen wettbewerbs-
fähig und die Kapitalanlagen rentabel, während die konsumierbaren Einkom-
men der nicht-mobilen Bevölkerung zurückgehen. Hier wären (solange nicht
die hochqualifizierten Fachleute massenhaft auswandern) die ökonomischen
Folgeprobleme gering. Ein Beispiel dafür ist Dänemark, wo die Sozialkosten
zu 85 Prozent aus dem allgemeinen Steueraufkommen finanziert werden. Da
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen davon nicht berührt

30 Freilich ist mit der in den siebziger Jahren vollzogenen Globalisierung der Kapi-
talmärkte die nationale Zins-Souveränität verloren gegangen, so daß heute die
Mindest-Rendite nicht mehr von der nationalen Geldpolitik unter das internatio-
nal gebotene Niveau gesenkt werden kann (Scharpf 1987).

31 Freilich hat diese "technische" Frage auch eine eminent politische Bedeutung.
Wenn die Unternehmen die Kosten des Sozialstaats auf die Preise überwälzen,
bleiben diese für die Mehrheit der Wähler weniger sichtbar als bei einer direkten
Steuerfinanzierung.
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wird, spielt der (sehr aufwendige) Sozialstaat in der dänischen Standortdiskus-
sion offenbar keine Rolle (Münster 1993). Der gleichen Logik entsprechen die
Vorschläge für eine Erhöhung der Energiesteuern bei gleichzeitiger Entlastung
der Unternehmen von Lohnnebenkosten, um auf diese Weise umweltverträgli-
chere Produktionsmethoden und Konsumgewohnheiten zu fördern (DIW 1994).

Damit soll keineswegs behauptet werden, daß alle Ziele der Nachkriegsjahr-
zehnte auch künftig ohne Belastung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit
erreichbar wären, oder daß der wachsende Steuerwiderstand der Wähler leicht
überwunden werden könnte.32 Im globalen Kapitalismus sind die ökonomi-
schen Handlungsspielräume einer gesellschaftsgestaltenden Politik in der Tat
enger geworden. Aber sie sind keinesweg so eng, wie manche Beiträge zur
Standortdebatte unterstellen. Sie können überdies in dem Maße erweitert wer-
den, wie es gelingt, die regional unterschiedlichen Standortvorteile und Speziali-
sierungschancen im weltweiten Wettbewerb effektiv zu nutzen. Voraussetzung
dafür ist eine hohe Flexibilität, Handlungsfähigkeit und Kooperationsfähigkeit
der Politik auf allen Ebenen - der europäischen, der nationalen und der sub-
nationalen.

Die europäische Wirtschaft braucht vielleicht den größeren Markt, um in Pro-
duktionszweigen, in denen economies of scale sehr zu Buch schlagen, mit ameri-
kanischen und japanischen Anbietern mithalten zu können. Aber Europa gerät
gewiß dann ins Hintertreffen, wenn die negative Integration die Politik auf der
nationalen und subnationalen Ebene lähmt, während auf der europäischen
Ebene in langwierigen Verhandlungen nur unbefriedigende Kompromisse
erzielt werden können. Eine erfolgreiche europäische Mehrebenenpolitik kann
deshalb nicht nach dem Muster der deutschen Politikverflechtung mit ihrer
rigiden Vereinheitlichung und ihren wechselseitigen Blockaden gestaltet wer-
den. Sie muß den Gliedstaaten mehr Handlungsspielraum belassen, und sie
muß deshalb nicht nur die Notwendigkeit der positiven Integration unter den
Kriterien der Subsidiarität von Fall zu Fall kritisch überprüfen, sondern sie muß
auch den Anspruch der negativen Integration reduzieren. Nur wenn dies ge-
lingt, kann Europa eine Entwicklungsperspektive gewinnen, welche nicht nur
die Vorteile des gemeinsamen Marktes, sondern auch die Potentiale des gemein-
samen politischen Handelns auf der europäischen Ebene nutzt und zugleich

32 Hier liegt, so denke ich, der eigentliche Grund für die heutige Krise der europäi-
schen Sozialstaaten. Bei niedrigeren Wachstumsraten und zunehmenden Kosten
des Umweltschutzes und der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit (und angesichts
der Notwendigkeit, die Kapitaleinkommen zu schonen) ist die Zahlungsbereit-
schaft der Arbeitnehmer mit mittleren Einkommen zur kritischen Grenze jeder
auf demokratische Legitimation angewiesenen Politik geworden.
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die Problemlösungs- und Gestaltungsfähigkeit der nationalen und subnationalen
Politik erhält.
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